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530.01/85 

Vertrag 

zwischen dem Land Brandenburg 
und 

den evangelischen Landeskirchen in Brandenburg 
(Evangelischer Kirchenvertrag Brandenburg) 

Beschluß der Kirchenleitung ,om 7. Dezember 1996 über 
die Zustimmung zum Vertrag ;wischen dem Land Bran­
denburg und den Evangelischen Landeskirchen m Bran­
denburg (Evangelischer Kirchenvertrag Brandenburg) vorn 
8 NO\cmber I i)96 

§ 1

( l) Die Kirchenleitung stimmt dem in Brandenburg am
8 Novc:mber l 99(i unter;eichncten Vertrag zmschcn dem 
Land Brandenburg 
und 
der E\angelischen Kirche in Bcrlin-Br:rndcnburg 
sowie 
- der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen.
- der fC:vangcl1schen Kirche der schlesischen Oberlausit1.
- der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklen-
burgs.
- der Ev;rngel1:,ch-Luthcrischen Landeskirche Sitchsens.
- der Pommerschen E, angelischen Kirche.
- der Evangelischen Kirche der Union.
zu.

(2) Der Vertrag wird als Anlage zu diesem Beschluß
veröffentlicht 

Der Tag, an dem der Vertrag in Kraft tritt, wird vom Ober­
kirchenrat festgestellt und im KABl der Fvangclisch-Lu­
thenschen Landeskirche Mecklenburgs gesondert bekannt­
gegeben. 

§3

Dieser Zustimmungsbeschluß tritt sofort in Kraft. 

Schwerin. den 7. Dezember l '>96 

Der Vorsll1e11dc der Kirchcnlcttung 
Beste 
Landesbischof 

Anlage: Evangelischer Kirchenvertrag Brandenburg 

Das Land Brnndenburg 
und 
die E, angcl ische Kirche III Berli 11-Bra11dcnbu rg 
sowie •
die Evangelische Kirche der Kirchcnprovin1 Sachsen. 
die E\angcl1sc\le Kirche der schlesischen Oberlausitz. 
die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs, 
die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens. 
die Pommersche Evangelische Kirche. 
die Evangelische Kirche der Union. 
nachfolgend: die Kirchen. 

schließen 

- auf der Grundlage der Stellung der Kirche im freiheitli­
chen und demokratischen Rechtsstaat wie sie auch im
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und in
der Verfassung des Landes Brandenburg garantiert wird.
- in Würdigung des Vertrages zwischen dem Freistaat Preu­
ßen und den Evangelischen Landeskirchen vom 11. Mai
1931,
- in Achtung der Religions- und Glaubensfreiheit des ein-

zeinen und in Anerkennung der Bedeutung. die christli­
cher Glaube. kirchliches Leben und diakonischer Dienst 
auch im religiös neutralen Staat hab1.;11, 
- in der Überzeugung, daß das Verhältnis yon Staat und
Kirche gleichermaßen von Unabhängigkeit und Koopera­
tion gepr;igt ist und nul dem Z1cL dieses Yerhältni� dauer­
haft zu gestalten.

folgenden Vertrag: 

Art. 1 
Glaubensfreiheit und Rechtsstellung 

( l) Das Land Brandenburg gewährt der Freiheit, den
evangelischen Glauben zu bekennen und auszuüben. den 
gesetzlichen Schutz. 

(2) Die Kirchen ordnen und verwalten ihre Angelegen­
heiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle 
geltenden Gesetzes. 
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A,1. 2 
Zusammenwirken 

(l) Zur Klärung von Fragen. die das Verhältnis von
Staat und Kirche betreffen oder von beiderseitigem Inter­
esse sind.treffen sich die Landesregiernng und die Kirchen­
leitungen in regelmäßigen Begegnungen und bei zusätzli­
chem Bedarf 

(2) Be,or durch Gesetz oder Rechtsverordnung allge­
meine Fragen geregelt werden. die die Belange der Kir­
chen unmittelbar beriihren können. wird die Lmdesregie­
nmg die Kirchen friihzeit1g hören. 

(3) Zur Venretung ihrer Anliegen gegenüber dem Staat
und zur Verbesserung der gegenseitigen Information be­
stellen die Kirchen einen gemeinsamen Beauftragten und 
richten am Sitz der Landesregierung eine Geschäftsstelle 
em. 

Ari. 3 

Evangelische Theologie und Religionspädagogik 

an Hochschulen des Landes 

( 1) Beabsichtigt das Land. einen Ausbildungsgang in
e\'angelischer Theologie oder Religionspädagogik an ei­
ner Hochschule des Landes einzurichten. so wird es eine 
gutachterliche Stellungnahme der Kirchen einholen. 

(2) Vor der Errichtung einer Professur und ,or der Be­
rufung eines Professors oder Einstellung eines Hochschul­
dozenten für ein evangelisch-thcolot",isches Fachgebiet an 
erner Hochschule des Landes \\ird den Kirchen Gelegen­
heit zur Stellungnahme gegeben. Werden bei der Berufung 
Bedenken ge;iußert und im einzelnen begründet. die sich 
auf Lehre und Bekenntnis beziehen. wird die Lrndesregie­
rnng diese Stellungnahme berücksichtigen 

(3) Bei Entscheidungen über Prüfungs-. Promotions­
und Habilitationsordnungen fur evangelisch-theologische 
Fachgebiete \\lfd die zuständige Kirche mit dem Ziel des 
Einvernehmens beteiligt. Sie ist berechtigt. einen Vertre­
ter als Mitglied in die jeweiligen Prüfungsgremien zu ent­
senden 

(-.1.) Die Kirchen behalten das Recht. eigene Prüfungen 
für den Abschluß des Theologiestudiums durchzuführen. 

(5) Evangelische Universitätsprediger ernennt die ört­
lich zuständige Kirchenleitung. Die Absicht. den 
Universitätsprediger zu ernennen. wird der örtlichen 
Hochschulleitung mitgeteilt. 

Art. 4 

Hochschulen, Schulen, 

Einrichtungen der Aus-, Fort- und Weiterbildung 

( 1) Die Kirchen. ihre Einrichtungen und diakonischen
Werke haben das Recht. 
a) Hochschulen,
b) Schulen sowie
c) Einrichtungen für die Aus-. Fort- und Weiterbildung zu
errichten und zu betreiben.

(2) Nähere Regelungen über die Genehmigung und An­
' erkennung solcher Einrichtungen sowie über die Förde­
' nmg aus öffentlichen Mitteln trifft das Landesrecht 

(3) Sofern Bildungsgänge, für die Abschlüsse vergeben
oder staatliche Anerkennungen ausgesprochen werden, 
solchen im staatlichen Bereich glciclmertig sind,\\ ird die 
Cileichstellung im Rahmen des Landesrechts sichergestellt. 

Art. 5 

Religionsunterricht 

Uber die Durchfühmng des evangelischen Relig10nsuntcr­
richts in den Schulen im Land Brandenburg werden ge­
sonderte Vereinbarungen getroffen. 

A,1. 6 

Kirchliches Eigentum 

( 1) Den Kirchen. ihren Körperschaften, Einrichtungen
und Werken gleich welcher Rechtsform werden ihr Eigen­
tum und andere Vermögensrechte irn Umfange des Arti­
kels l�O des Grundgesetzes in Verbindung mit Art 138 
Abs. 2 der Deutschen Verfassung mm II. August 1 Y 19 
sowie Art. 37 Abs. 1 der Verfassung des Landes Branden­
burg gewährleistet. 

(2) Die Landesbehörden werden bei der Anwendung
enteignungsrechthcher Vorschriften im Rahmen des geset1,­
lichen Ermessens auf die kirchlichen Belange Rücksicht 
nehmen. Beabsichtigen die kirchlichen Körperschaften oder 
andere kirchliche Einrichtungen in Fällen der Enteignung 
oder der Veräußerung kirchlicher Gnmdstücke gleichwer­
tige Ersatzgnmdstücke zu erwerben. werden die Landes­
behörden ihnen im Rahmen der geltenden geset1.liche11 
Bestimmungen Unterstützung ge,,ähren. 

(3) Soweit die Kirchen von früheren yermögens­
rechtlichen Eingriffen betroffen sind. richten sich ihre 
Ansprüche nach den gesetzlichen Bestimmungen 

Art. 7 

Körperschaftsrechte 

( 1) Die Kirchen. ihre Kirchengemeinden. Kirchenkreise
und Verbände sind Körperschaften des öffentlichen Rechts: 
ihr Dienst ist öffentlicher Dienst eigener Art. 

(2) Die Kirchen werden Beschlüsse über die Errich­
tung und Veränderung von kirchlichen Körperschaften des 
öffentlichen Rechts der Landesregierung sowie den räum­
lich beteiligten kommunalen Gebietskörperschaften anzei­
gen. 

(3) Die Errichtung, Umwandlung und Auflösung öf­
fentlich-rechtlicher kirchlicher Anstalten und Stiftungen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit bedürfen der Genehmi­
gung durch die Landesregierung. Die gesetzlichen Bestim­
mungen bezüglich privater Stiftungen bleiben unberührt. 



"1 ( 4)Di6.Aufsicht über'die in ihr�m Bereich bestehen­den Stiftungen und Anstalten, die kirchlichen oder diako­nischeI1Z:wecken dienen, s9wie ü)Jer die privatrechtlichen_kirchlichen Stiftungenim Sinne des Stiftungsgesetzes fürdas Land Brandenburg vom 27. Juni 1995 (GVBI I S.198)obliegt den Kirchen. (5).:pie Vorschriften der Kirchen über die vermögens­rechtliche Vertretung der kirchlichen Körperschaften, An­_stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts werden auf 
Antrag der Kirchen im Amtsblatt des Landes Brandenburgveröffentlicht. 

Art. 8 Diakonische Einrichtungen

. . Erhaltung der kirchlichen Kulturdenkmale zusa.hunen. (2) Die Kirchen verpflichten sich, im Rahm:erides ih­nen Zumutbaren ihre Kulturdenkmale nebst den dazuge­
hörenden Grundstücken sowie deren Kunst- llildKultur�gegenstände zu erhalten, zu pflegen und der Allgemein�heit zugänglich zu machen. (3) Bei Entscheidungen über kirchliche Denkmale, diedem Gottesdienst oder sonstigen kirchlichen Handlungenzu dienc_n bestimmt sind, haben die Denkmalschutz- undDenkmalfachbehörden· die von den Kirchen festgestellten
Belange der Religionsausübung zu beachten. In Streitfäl­
len eI1tscheid�t.das füJ; De�alschutz zuständige Mini­steriumim: Bel;iehmen mittler zuständigen kirchlichen Stel­le. 

( 4) J?iis L<}Ild trägtz�rErhaltung und Pflege der Denk-I11ale.11ach MaJ3gabe d�r Gesetze und der ihm. zur Verfü�Die Kirchen und ihre diakonischen Werke, und Einrich- gung stehenden Haushaltsmittel bei. Das Land wird sichtungen haben das Recht, _im Jugend- und �ozialbereich: d,afür eii:tsetzen/.4aß die Kirchen auch von solchen Ein­sowie im Gesundheitswesen für die Betr�tiüng und Bera0 
•• , fich�gen Hilfe;n erhalte111 dieaufnationaler und interna­

tung besonderer Zielgruppen eigene Einrichtungen zt1 un- · t.i.onafer Ebene für die Kultur- und Denkmalpflege tätig sind.terhalten, Die Träger der Einrichtungen, die,qem Oemein- (5}15eweglicheBo�endenkmale von gottesdienstlicherwohl dienende Aufgaben erfüllen, Werdeni11gleichef-Wei- qder s9n§tigerk1.iltischet;;Bedeutung, die auf kirchlichem
se bei der Vergabe von F ö rdermitteln berücksichtigt wie Grnnd entdeckt werden und herrenlos oder so lange ver-
andere Träger, die vergleichbare Leistungen.erbringen. �orgeI1· g.ewestm sind, .daß der Eigentümer nicht mehr zuermiUelmist, werden, sofern sie ln das Eigentum des Lan-

Art. 9-­Besondere Kirchengebäude
des übergehen, den Kirchen unentgeltlich als Leihgabe

· überk15,s�n. Eipzelheit�n werden jeweils durch gesonderteVereinbarung geregelt/ 
(l) Die Vertragsparteien stim.tnen dari'il überein, daß Art. 11 

Patronatswesen 
.. aufgmndvon Artikel IV derVerordn.ungül:>er das Kirchen- ·· ·.patronatsrecht und gemeinsame Angelegenheiten der Ge­meinden und Kirchengemeind�n vom 9. Februar 1946. das Eigentum an staatlichen Gebäuden und Grundstücken, Ge- ( l) Di e Vertrngspartel.en stimmen darin überein, daß

bäuden und Grundstücken des Landes, der kommunalen 1 · unbeschadet der Regelung nach Absatz 3 im Land Bran-
. aGt1efb1d· e1·tesk. nöurpt_z

enr1�ecßheaftndeennunk_ ·1?rcdhelr1· cehheenmal_··s· tieglel'ne··•inKi .. ;u:.rb' cehreg
ne,pgaat.n

roge
nne 'I denb11fg durch die Verordnung über das Kirchenpatronats-recht und gemeinsame Angelegenheiten der Gemeindenist und etwa bestehende Baulasten der. fiiiheren Eigentü- . und Kirchengemeinden vom 9. Februar 1946 das Kirchen-mer im Zusammenhang mit dem EigentÜmsübergailg er- patro11at,1 1

,; staatsrechtliche Eiprichtung aufgehoben ist. 
loschen sind. · (2) Die Vertragsparteien stimmen darin überein, daß(2) Grundstücke und Gebäude des Landes, die kirchli- die Vermögensauseinandersetzung getrennter Schul- und
eben oder diakoni,schen ?:wecken gev.iidmet sind _oder am . Kirchenämter aufgrund der in Absatz 1 genannten Ver-. 3J. Januar I 93 3 gewidmetware11 'uhd die nicht Absatz 1 �rdnung erfolgt ist. 

. unterliegen, wird das Land, Sofern die !5-ir,c.ll.enes beantra� . (3). Für die Gebiete des Landes Brandenburg, in derien
· ger(in das Eigentum der Kirchettü6ertrc1:g�;ühd Rege;;; ·· die. in Absatz 1. genannte Verordnung keine Geltung er­lungen zur"t3aull1stmit den Kircheli{ereinbaren. · langt hat, wird die Aufhebung von Patronatsverhältnissen(3) Soweit sic_h Grundstücke und Gebäude im Sinne und die Vermögensauseinandersetzung von getrenntenvön A\jsatz 2 im Eigentum kommunaler. G�bietskörper- . Schul- und Kirchenämtern d1:Ifch gesonderte Vereinbarun-sd1.aften oder anderer Körperschaften� Atistalten und Stif- gen geregel�. · 
tungenj des öffentlichen Rechts befinden; wird sich das Land
für dieAufnahii:le entsprechender Verhandlungen ei.nset-

, .. . · · , 
. . 

Art. 12 zen .. ·· See'lsorge in besonderen Einrichtungen
Art. 10 (1) In Heimen, Krankenhäusern. Justizvollzugsanstalteri

Denkmalpflege und ähnlichen offentlichen Einrichtungen des Landes so­wie bei der Polizei sind Gottesdienste, Seelsorge und ande-{l)Die Vertragsparteien wirken bei Schutz. Pflege und re reiiglöse Handlungen der Kirchen nach Maß gabe ifor
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bestehenden Bedürfnisse zu ermöglichen. Dafür werden ih­
nen geeignete Räume unentgeltlich zur Verfügung gestellt. 

(2) Bei Einrichtungen anderer öffentlicher Träger wird
das Land darauf hinwirken. daß in diesen seelsorgerliche 
Besuche und kirchliche Handlungen entsprechend Ab­
satz I möglich sind. 

(3) Näheres wird durch gesonderte Vereinbarnng gere­
gelt. Bereits geschlossene Vereinbarungen über die Seel­
sorge in besonderen Einrichtungen bleiben unberührt. 

Art. 13 

Leistungen des Landes 

(1) Das Land zahlt den Kirchen anstelle früher gelei­
steter Zahlungen für Zwecke des Kirchenregiments. der 
Pfarrbesoldung und -versorgung sowie anstelle anderer. 
früher auf besonderen Rechtstiteln bernhender Zahlungen 
einen Gesamvuschuß als Leistungen des Landes an die 
Kirchen nach Artikel 140 des Grundgesetzes in Verbin-
dung mit Art. 138 Abs. 1 Satz I der Deutschen Verfassung 
vom 11. August 1919 sowie Art. 37 Abs. 2 der Verfassung 
des Landes Brandenburg. Die Gesamtleistung beträgt jähr­
lich 17 Millionen Deutsche tv1ark und wird zum 3 I März 
eines jeden Jahres geLahlt. erstmals für das Jahr 1997. 
Ändert sich in der Folgezeit die Besoldung der Beamten 
im Staatsdienst. so ändert sich die in Satz 2 festgesetzte 
Summe in entsprechender Höhe. Zugrunde gelegt wird das 
Eingangs:imt für den höheren nichttechnischen allgemei­
nen Verwallungsdienst. Besoldungsgruppe A 13 der 
Bundesbesoldungsordnung. siebente Dienstaltersstufe. ver­
heiratet. 2 Kinder. Unbeschadet der Regelung nach Satz 3 
und 4 werden die Vertragsparteien nach fünf Jahren eine 
Erhöhung des Betrages nach Satz 2 prüfen. 

(2) Zur S1chenmg des Bestandes des Domstiftes Bran­
denburg -insbesondere für die Erhaltung der Gebäude und 
der Gegenst:rnde. die einen geschichtlichen. mssenschaft­
lichen oder Kunstwert haben- zahlt das Land einen Betrag 
von jährlich 2 Millionen Deutsche Mark. Der Betrag wird 
jeweils auf Anfordenmg der Kirche gezahlt. erstmals für 
das Jahr 1997 Nach fünf Jahren werden die Vertragspar­
teien diesen Bedarf überprüfen 

(3) Das Land unterstützt die Unterhaltung der Bausub­
stanz kirchlicher Gebäude, insbesondere des Klosters 
Lehnin und der Stifte Lindow. Marienfließ und Zehdenick. 
durch Bereitstellung eines Betrages von jährlich 3 Millio­
nen Deutsche Mark. Die Vergabe der Mittel erfolgt durch 
das für die Angelegenheiten der Kirchen zuständige Mini­
sterium. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 

Art. 14 

Kirchensteuerrecht 

(1) Die Kirchen sind berechtigt nach Maßgabe der
landesrechtlichen Vorschriften Kirchensteuern einschließ­
lich Kirchgeld zu erheben m1d dafür eigene Kirchensteuer­
ordnungen zu erlassen. 

(2) Für die Bemessung der Kirchensteuer als Zuschlag

zur Einkommenc,teuer (Lohnsteuer) oder Vermögensteuer 
werden sich die Kirchen auf einen einheitlichen Zuschlag­
satz einigen. 

(3) Die Kirchen werden ihre Beschlüsse über die
Kirchensteuersätze der Landesregierung anzeigen Die 
Kirchensteuerordnungen und Kirchensteuerbeschlüsse so­
wie ihre Änderungen bedürfen der staatlichen Anerken­
nung. Die Kirchensteuerbeschlüsse gelten als anerkannt, 
solange sie dem zuletzt anerkannten Beschluß entsprechen 
und die rechtlichen Gnmdlagen sich nicht geändert ha­
ben 

Art. 15 

Kirchensteuencn,altung 

(l) Aufkirchlichen Antrag ist die Verwaltung (Festset­
zung und Erhebung) der Kirchensteuer den Finanz:imtern 
;u übertragen. 

(2) Für die Verwaltung der Kirchensteuer erhält das
Land eine Entschädigung. Das Nähere wird durch Verein­
banmg geregelt. 

(3) Die Finanzbehörden sind verpflichtet. den zustän­
digen kirchlichen Stellen die Auskünfte zu erteilen und 
L:nterlagen wr Verfügung zu stellen. die zur Durchfüh­
nmg der Besteuernng. zur Entscheidung über Erlaß- und 
Stundungsanträge sowie zur Feststellung ihrer Anteile er­
forderlich sind. 

(4) Soweit die Festsetzung und Erhebung der Kirchen­
steuer den Finanz;imtern übertragen ist. obliegt auch die 
Vollstreckung der Kirchensteuer den FinanLärntern nach 
Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen. Sie unterbleibt. 
wenn die Kirchen aus besonderen C :ünden im Einzelfall 
darauf verzichten. 

Art. 16 

Sammlungswescn 

( 1) Die kirchlicben Körperschaften, Einrichtungen und 
Werke sind berechtigt. Spenden und andere freiwillige Lei­
�tungen für kirchliche Zwecke zu erbllten. 

(2) Die Kirchen und ihre diakonischen Werke können
mit staatlicher Genehmigung Haus- und Straßensammlun­
gen durchführen. In der Regel wird zweimal jährlich eine 
Genehmigung erteilt. 

Art. 17 

Gebührenbefreiung 

(l) Die Kirchen sind von der Zahlung der auf Landes­
recht beruhenden Verwaltungsgebühren befreit, soweit die 
Amtshandlung unmittelbar der Durchführung kirchlicher 
Zwecke im Sinne des § 54 der Abgabenordnung dient. 

(2) Die Befreiung gilt auch für Gebühren, die die or­
dentlichen Gerichte in Angelegenheiten der streitigen und 
freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme der Arbeits­
gerichtsbarkeit, die Gerichtsvollzieher. die Justizver­
waltungsbehörden und die Behörden der Arbeitsgerichts-
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verwaltung erheben. Von den Kirchen gebildete juristische
Personen des Privatrechts, die unmittelbar kirchliche Zwek­
ke veriJlgen, find von der 7:ahlung der Gebühren nach der
Kostenordnung und der Gebühren in Justizverwaltungs­
angelegenheiten befreit.

Art.-18 
Sonn- und Feiertagsschutz 

Der Schutz der Sonntage und der gesetzlich anerkannten
kirchlichen Feiertage wird gewährleistet.

Art.19 
Seelsorge- und Beichtgeheimnis 

Geist.liehe, ihre Gehilfenltilcl die Persone;1, die zur Vorbe­
reitung auf den Bemf an der berufsmäßigen Tätigkeit teil­nehmen, sind auch in Verfahren, die dem Landesrecht un­
terliegen, berechtigt, das Zeugnis über dasjenige zu ver­
weigern, was ihnen in ihietEige.µschaft als Seelsorger an­
vertraut worden.öder beka#ntgeworden ist.

Art. 20 
Friedhöfe 

( 1) Die;Kfrchen haben cl�1; Itecht, im Rahmen der recht­
lichen Bestimmungen Friedhofe a1s öffentliche Bestattungs­
plätze zu unterhalten, neue Friedhöfe anzulegen und be­
stehende zu erweitern. Sie genießen den gleichen staatli�
eben Schutz wie die konununalen.-Friedhöfe. (2) Die Kirchen regelridfä Beimtzung ihrer Friedhöfe 
und die Gebühren unter Beachtung der landesrechtlichen Bestimmungen ineigener Verantwortung: Bei der Festset­
zung der Gebühren sind sie an die für die Gemeinden gel­
tenden abgabcrcchtlichen Grundsätze gebunden. 

(3) Auf kirchlichen Friedhöfen ist die Bestattung allerin der Gemeinde Verstorbenen :zuermöglichen, wenn dort
kein Gemeindefriedhofvorhariden ist. Dabei sind die kirch­
lichen Vorschriften zu beachten.' 

( 4) Die Friedhofs gebühren werden auf Antrag des Trä­
gers eines kirchlichen Friedhofs im Verwaltungs­
vollstreckungsverfahren durch die zuständige komm,male
Vollsfreckungsbehörde bejgetrieben: berkirchlichenäger 
beläßt der konununalen Vollstreckurigsbehördi vori j�d�r'
beigetriebenen Forderung einen Kostenbeitrag in Höhe von
7,5 vom Hundert. Uneinbringliche Vollstreckungskosten
(Gebühren und Auslagen) werden der Vollstreckungs-

.. behörde vom kirchlichen Träger erstattet. · · (Sj Die Kirchen haben ·das' Recht, aiµ° öffentlichen Fried�hof�1f Gottesdienste und Andachten zu halten ..
. Art. 21 
Rundfunk 

•. -.;�.-.:-':_·t . ·, ,__ ' . . ' .·. . i{l,l"�i,:Dais-L.arid wird darauf hinwirken. daß die öffent­. lich:.r�htlichen Rundfunkanstalten den,Kirch�n ange1i1�s­sene $endezeiten für Zwecke der Verkündigung und der

Seelsorge sowie für sonstige religiöse Sendungen auch zu
Fragen der öffentlichen Verantwortung der Kirche zur Ver­
fügung stellen, Es wird darauf bedacht bleiben, daß in den
Programmen der öffentlich-rechtlichen Rundf1mkanstalten
die sit;tlichen und religiösen Überzeugungen der Bevölke­
rung zu achten sind. Im Aufsichtsgremium sollen die Kir­
chen angemessen vertreten sein. (2) Das Recht_ der Kirchen, .privaten Rundfunk nach
Maßgabe der Iandesrechtlichen Vorschriften zu veranstal­
ten oder sich an Rundfunkveranstaltern des privaten Rechts
zu beteiligen, bleibt unbertihrt.

Art. 22 
Meldewesen 

(l) Zwecks Otdnup.g und Pflegf des kirchlichen Mel­
dewesens ,vird die zuständige staathche Meldebehörde denKirchen die zur Erfüllung ihn!r Aufgaben erforderlichen
D_aten aus dem Melderegister übermitteln. 

· (2) Die kirchlichen Meldestellen ül;>ermitteln den Melde­
behörden die Daten, die die rechtliche Zugehörigkeit zu
ei�er Religionsgesellschaft im Sinne des Meldegesetzes
begründen. ändern und beenden. 

(3) Die Kirchen gewährleisten im kirchlichen Bereich
den Datenschutz .. 

(4) Die Datenübernüttlung erfolgt gebührenfrei.
Art. 23 

· Glcichbchandlungsgnmdsatz

Se.Ute das Land in Verträgen mit anderen Religionsgemein�
schaften über diesen Vertrag hinausgehende Rechte und
Leistungen gewähren, werden die Vertragsparteien gemein-
sam prüfen, ob wegen des Gleichbehandlungsgrundsatzes
Änderungen dieses Vertrages notwendig sind.

Art. 24 
Freundschaftsklausel' 

(1) Die Vertragsparteien werden sich bemühen. eine in
Zukunft auftretende Meinungsverschiedenheit über die Aus­
legung und Anwendung einer Bestimmung dieses Vertra-'
ges.·eirtvem�hinlich zu klären. ' · .. · .': .·(2) Habeii sich die Verhältnisse: die für die Festsetziijtg

, des Vertragsinhalts maßgebend gewesen sind, seit Abschfü:ß 
des Vertrages c·o wesentlich ·geändert, daß· einer Verttags- :,
partei das Festhalten an derur.sprünglichen Regelung nicht 
zumutbar erscheint. so werden die Vertragsparteien iri;ver� :ii
handluhgen über eine Anpa�sung des Vertrag�s. �iJ.itJ;�ten/f

Art. 25 
\_ · Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Fuhkti�nsbezeichnungen in diesem �ertrag
beziehen sich gleichermaßen aufFrauen-vndMällI).er;
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Art. 26 

Inkrafttreten 

(l) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifi­
kationsurkundcn werden in Potsdam ausgetauscht. Der 
Vertrag tntt am Tage nach dem Austausch in Kraft Der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens wird im Gesetz-und Verord­
nungsblatt des Landes und in den Amtsblättern der Kir­
chen bekanntgegeben. 

(2) Die Beziehungen zwischen dem Land und den Kir­
chen regeln sich mit dem T nkrafttreten dieses Vertrages nach 
diesem Vertrag 

Brandenburg an der Havel. am 8. November 1996 

Für Land Brandenburg 
Der Ministerpr;isident 
Dr. Manfred Stolpe 

Für die E,angelische Kirche in Berlin-Brandenburg 
Bischof Dr. Wolfgang Huber 

Für die faangclische Kirche 
der Kirchenprovinz Sachsen 
Bischof Dr. Christoph Demke 

Für die E\ angelische Kirche 
der schlesischen Oberlausit/ 
Oberkonsistorialrätin Margrit Kempgen 

Für die E,augelisch-Lutherische 
Landeskirche Mecklenburgs 
Oberkirchenrat 
Dr. Eckart Schwerin 

Für die Enngelische-Lutherische 
Landeskirche Sachsens 
Oberkirchenrat Jürgen Bergmann 

Für die Pommerschc Evangelische Kirche 
Bischof Eduard Berger 

Für die Evangelische Kirche der Union 
Präsident Dr. Wilhelm Hüffmeier 

Schlußprotokoll 

Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage geschlosse­
nen Vertrages zwischen dem Land Brandenburg und den 
evangelischen Landeskirchen in Brandenburg sind folgende 
übereinstimmende Erklärungen abgegeben worden. die ei­
nen integrierenden Bestandteil des Vertrages bilden. 

Zu Art. 2 Abs. l 

Die Kirchen unterrichten das Land über Vakanzen und 
Neubesetzungen ihrer leitenden Ämter. 

Zu Art. 2 Abs. 2 

Die Landesregierung wird bemüht sein, Art. 2 Abs. 2 auch 
bei Initiativen des Landes gegenüber dem Bund und m be­
zug auf die Europäische Union anzuwenden. 

Zu Art. J Abs. l 

Das Land wendet sich an die Kirche. in deren Bereich die 
Hochschule ihren Sitz hat. 

Zu Art. 3 Abs. 2 
Will das Land trotz kirchlicher Bedenken das Bcrufu11gs­
wrfahren fortsetzen. so werden die Bedenken mit Vertre­
tern der Fakultät und der Kirche erörtert. Hält die Kirche 
ihre Bedenken aufrecht, wird eine Berufung nicht \ orge­
nommen. es sei denn. die Freiheit der Wissenschaft würde 
ernsthaft gefährdet 
Die Protokollnot1z w Absatz I gilt entsprechend. 

Zu Art. 3 Abs. -t 

Kirchliche Prüfungen für den Abschluß des Theologie­
studiums sind in ihren Rechtsfolgen Prüfungen an den 
Hochschulen des Landes gleichgestellt, sofern sie diesen 

, gleichwertig sind. Sie gelten staatlichen Hochschul­
prüfungen als gleichwertig, solange nicht das für Wissen­
schaft zuständige Ministerium feststellt, daß die Prüfun­
gen den gesetzlichen Anforderungen nicht mehr entspre­
chen. Vor der F eststel Jung ist eine gemeinsame Erörternng 
mit den Kirchen erforderlich. 

Zu Art. 5 

Die Vertragsparteien behalten sich \ or, ihre Rechtsauffas­
sungen zum e,;mgclischen Religionsunterricht in den Sclm­
len im Land Brandenburg darzulegen. 

Zu Art. 6 Abs. 3 

Die Vertragsparteien nehmen in Aussicht. gegebenenfalls 
Einzelfälle, insbesondere soweit den Kirchen aus früheren 
vennögensrechtlichen Eingriffen keine Ansprüche erwach­
sen und das Land Begünstigter dieses Vermögensverlustes 
ist wohlwollend jeweils durch gesonderte Vereinbarung 
zu regeln. Die Vertragsparteien klären einvernehmlich die 
Folgen der vermögensrechtlichen Eingriffe in das Eigen­
tum des Stiftes Marienfließ und des Klosters Stift zum 
Heiligengrabe, Das Land wird sich dort, wo kommunale 
Gebietskörperschaften oder andere kommunale Rechts­
träger dauerhaft begünstigt worden sind, für die Aufnah­
me von Verhandlungen einsetzen. Die Vertragsparteien sind 
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sich darüber einig, daß nur Fälle aus der Zeit zwischen 
dem 3Q. Januar 1933 und dem 2. Oktober 1990 in Betracht 

-kommen.

Zu Art. 7 Abs. 1 
Die Feststellung, daß kirchlicher Dienst öffentlicher Dienst 
ist, folgt aus de� Status ei!!�rKörperscha:ft des öffentli­
chen Rechts. Sie besagt ni5hk daß kirchlicher Dienst öf­
fentlicher Dienst im Sinne 'dei staatlichen Dienstrechts ist. 
Angesichts der Selbständigkeit der Kirchen und der ge­
genübe1 dem staatlichen öffentlichen Dienst unterschied­
lichen Aufgäben des kirchliclten Dienstes finden staatli­
che dienstreehtliche.Regelung�n nichturunittelbar auf den 

. kirchlichen DienstAnwen4ting. Bie werden jedoch in ih­
ren Qnmdsätz�n von den Kit'cheri übernommen. was zu-
sätzlich die Bezeichnung des kirchlichen Dienstes als öf­
fentlicher Dienst eigener Art fe.c�tfcrtigt. 
Die Folgen eines Wechsel�äus deiµ kirchlichen Dienst in 
den öffentlichen Dienst und umgekehrt richten sich nach 
den jeweils fflr die Vertragsparteien maßgeblichen dienst­
rechtlichen Vorschriften sowie tarif- und arbeitsvertrags­
rechtlichen Bestimmungen und Richtlinien. 
Die Vertragsparteien lassen sich davon leiten: daß ein Wech­
sel aus dem. kirchlichen in,d��. §taatlichen.öffentlichen
Dienst und umgekehrt durch\t\ihvendung der ttienstreclit­
lichen Bestimmt1ngen keine Nachteile zur Folge haben soll. 

Zu Art. 9 Abs. 1 
Soweit die Kirchen unter B�ru:fung auf Art. IV Abs. 
·satz 1 der Verqrdnung über�&rstrchenpatronatsrecht und
gemeinsame Angelegenheiteildit1'.CiemeindenundKirchen­
gemeinden Ansprüche gegerd:i�s'Land geltend machen ..
werden diese Ansprüche unter Beachtung der übereinstim­
menden Rechtsauffassung d�r Vertragsparteien gepriift und.
soweit sie gerechtfertigt sind, erfüllt. 
Soweit die Kirchen gegenüb�r,kopununalen Gebietskör­
perschaften Ansprüche geltendmachen. wird sich das Land 
für eine einvernehmliche Lösimg"efüsetzen.

Zu Art. 12 
Die in Art. 12 Ab.s. 1 genannten Einrichtungen unterrich­
ten ihre Bewohner,. Patienten und Insassen über die Mög­
lichkeiten, seelsorgerliche Besuche zu empfangen und an 
kirchlichen Handlungen teilzunehmen. Dies schließt eine 
Bekanntgabe des Namens, der Adresse und der Erreich-

. barkeit des zuständigen Seelsorgers ein. Bewohner, Pati­
enten und Insassen der genannten Einrichtungen werden 
darüber hinaus '"'· möglichst im Rahmen der Aufnahme in 
die Einrichtung - befragt, ob sie mit der Weitergabe der 
Tatsache ihres Aufenthalts in der Einrichtung an den für 
sie jeweils zuständigen Seelsorger einverstanden sind. Die 
Angabe der Konfessionszugehörigkeit im Aufnahme­
formular stellt nur damr eine entsprechende Einv,erständ­
niserklärung dar, wenn dort auf die beabsichtigte und er­
möglichte Weitergabe der Daten an den Seelsorger aus-·· 
drücklich hingewiesen wird und der Betroffene nicht wi­
derspricht. 
Das Bedürfnis für seels�rgerliche Besuche und kirchliche 
Handlungen wird vom Bewohner, Patienten oder Insassen 
der Einrichtung bestimmt. Soweit der Betroffene seinen 
ausdrücklichen Willen nicht äußern kann und sich auch 
im Einzelfall der mutmaßliche Wille des Betroffenen nicht 
deutlich erkennbar at1s den näheren Umständen ergibt, sind 

� die nächsten Angehörigen oder andere Bezugspersonen zu 
befragen. 

Zu Art. 13 Abs. 1 
Die bisher direkt an die Kirchengemeinde Neuzelle gezahl­
ten Staatsleistungen sowie die Versorgungslasten der be­
amteten Seelsorger in Justizvollzµgsanstalten sind Bestand-
teil der Pauschale. 
DieKirchen werden den Betrag nach Absatz l zur Beglei­
chung unmittelbar fälliger Verbindlichkeiten verwenden. 
Zur Überprüfung der Leistungen des Landes nach fünf Jah­
ren wir:d ein bes0.nderer Brienvechsel vereinbart. 

Zu Art. 13 Abs. 3 
Das Land wird darauf hinwirken, daß Baumaßnahmen im 

Zu Art. 10 Abs. 3 Sinne, von Absatz 3 auch aus Mitteln der komlllunalen 
Das Land. strebt an, mit den Kirch�11c,wie bisher zu über-.· . Gebietskörperschaften und aus son$tigen öffentlichen Mit­
einstimmenden Lös�ge��i'��1;,���t{:-'.

·:-·,: ".: · .. ··. . ··:./ · teln unterstützt werden.

Zu Art. 11 Abs:it'", -·,_.;c{-;?< ----

Soweit die Kirchen oder kommun:aler(Gefüeiskörperscfüif- _ 
ten unter Berufung. auf Ari. II decVenirctnimg über das 

. Kirchenpatronatsrecht ·und gemeinsame. Angelegenh,eiten 
· der Gemeinden und Kirchep�em�füde,14ns�hicM geg_eµ�
einande� geltend maöe1{·fütcf'.skfi'd�t&�d·füt1 eirie ein� 
vernehmliche Lösung einsetzen. ,,,�'iiti;{ · . . - . -
Das Land wird sich ·außerdem für eint einvernehmliche 
LösUIJg derjenigen Fälle einsetze�.,;:i�"'��üen Ansprüche . 
unter,Beiufung auf Art. III Satz 2 d�r Vet6rdriüüg über _das 
Kti:�(enpatronatsrecht und gemeinsallle Ang,-:lcgci1he1ten 
der'Gemeinden und Kirchengei:neind.en · geltend g::'.m;1cht 
werden._ 

Zu Art. 14 Abs. 3 
Die Vertrag:Sp,,;tei .·n stimmen darin überein, daß die 

· Kirchensteuersätze uicht das in anderen Ländern übliche
Niveau überc::r:hreitcn sollen._ 

Zu Art. 15 Abs. 1 
Die Verwaltung der Kirchensteuer durch die Finanzämter. �l
setzt voraus, daß sich alle ;11{ dem Verfahren teilnehme'n'::•t: 
den Kirchen auf eine einheitliche Bemessung und einheit- · ·· 
· liehe Vomhundertsätze als Zuschlag zur Maßstabsteuer ei­
nigen.
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Zu Art. 15 Abs. 3 
Die Erteilung der Auskünfte und das Zurverfügungstellen 
der Unterlagen erfolgen unter Beachtung der Vorschriften 
der Abgabenordnung (Steuergeheimnis) und der 
datenschutzrechtlichen Besti mrnungen. 

ZuArt.17 
Die Gebührenbefreiung nach Absatz I und Absatz 2 Satz I 
gilt für die vertragschließenden Kirchen, ihre K irchcngc­
meinden, Kirchenkreise und Verbände sowie ihre sonsti­
gen öffentlich-rechtlichen Körperschaften. Anstalten und 
Stiftungen nut eigener Rechtspersönlichkeit. 

Zu Art. 18 
Die gesetLlich anerkannten kirchlichen Feiertage werden 
durch Landesgesetz festgelegt. Neben den Sonntagen und 
den gesetzlich anerkannten kirchlichen Feiertagen achtet 
das Land auch die sonstigen eYangclischen Feiertage. Das 
Land trifft im Rahmen des geltenden Rechts Regelungen, 
die es den in Beschäftigungs-. Ausbildungs- und 
Schulverhältnissen stehenden Angehörigen der Kirchen 
ermöglichen. an den sonstigen evangelischen Feiertagen 
den Gottesdienst 1.u besuchen 

Zu Art. 20 Abs. 3 
Wenn das Gebührenaufkornmcn für die Unterhaltung kirch­
licher Friedhöfe in Gemeinden, in denen die Bereitstel­
lung ausreichender ortsnaher Bestattungsflächen ohne den 
kirchlichen Friedhof nicht gewtihrleistet ist, nicht ausreicht. 
wird der kirchliche Träger vor einer Schließung des Fried­
hofs mit den betroffenen Gemeinden über eine angemesse­
ne Beteiligung an dem Kostenauf,\and. kostensparende 
kommunale Hilfen oder die Ubertragung der Trägerschaft 
verhandeln. Kommt eine Einigung nicht zustande, soll die 
Kommunalaufsichtsbehörde unterrichtet werden. 

1 1 Cl 00/2 l 

Zu Art. 22 Abs. 1 
Die Datenübennittlung erfolgt nach den rnelderechtlichen 
Bestimmungen des Landes 1.ur Übermittlung von Daten 
an öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften. 

Brandenburg an der Havel. am 8. November 1996 

Für das Land Brandenburg 
Der Ministerpräsident 
Dr. Manfred Stolpe 

für die E\ angclische Kirche 
in Berlin-Brandenburg 
Bischof Dr Wolfgang Huber 

Für die EYangelische Kirche 
der KirchenproyinL Sachsen 
Bischof Dr. Christoph Dcmkc 

für die E\angelische Kirche 
der schlesischen OberlausitL 
Oberkonsistorialrätin Margrit Kempgen 

für die Evangelisch-Lutherische 
Landeskirche Mecklenburgs 
Oberkirchenrat Dr. Eckart Schwerin 

Für die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens 
Oberkirchenrat Jürgen Bergmann 

Für die Pommersche Evangelische Kirche 
Bischof Eduard Berger 

Für die Evangelische Kirche der Union 
Präsident Dr. Wilhelm Hüffmeier 

Fünftes Kirchengesetz zur 
Änderung der Kirchgemeindeordnung 

der Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs 
vom 17. November 1996 

§ 1 
Änderungen der Kirchgemeindeordnung 

Das Kirchengesetz vom 20. März 1969 über die Kirchge­
meindeordnung der Evangelisch-Lutherische Landeskirche 
Mecklenburgs (KABI S. 23 ). zuletzt geändert durch 
Kirchengesetz vom 19. März 1995 (KABl S.46) wird wie 
folgt geändert: 
§ 13 erhält folgenden neuen Absatz 4:
"Die Kirchenleitung kann durch Verordnung andere For­
men rechtlicher Gemeinschaften von Kirchgemeinden und
deren Zusammenwirken bei der Erfüllung gemeinsamer
Aufgaben (Kirchgemeindeverbände, Zusammenwirken in
Einzelfällen) regeln."

§2
Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am l. Dezember 1996 in Kraft. 
Die Landessynode hat das vorstehende Kirchengesetz be­
schlossen. das damit verkündet wird. 

Schwerin, den 17. November 1996 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 
Beste 
Landesbischof 
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670.02 (97)/14 

· Kirchengesetz
vom 17. November 1996 
über den Haushaltsplan 

der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 
für das Rechnungsjahr 1997 

§ 1

Der Haushaltsplan der Ev.-Luth.Landeskirche Mecklen­
burgs für dasRechnung5,jahr 1997)Virdgemäß Anlage in
Ausg�be und Einnahrri'e'.mit je 83 700 899 DM festgesetzt. 

§2

( 1) ·Personalköstell:fiiiMitc1rtieiterinhen und Mitarbei-
ter der Kirchgemeinden, zu dc��ell die Landeskirchcnach
§ 4 des Kirchengesetz�sAb;er dieF" inanzf9png der kitchli-

. chen Arbeit in der Ev.�Luth.Landeskirche Mecklenburgs 
vom 25, Oktobpr 1987 (K.1}Bl S.?�)Kost�g�nteil9 zuübcr­
nehmen hätte, :werden für.das Rec:hrn1ngsjahr 19.97 zu 
95 v.H. aus dem landcskirchlichen:Hau;halt getragen. so­
weit die Betreffenden amL Ja1,�ar l 99_li!l1gestelltwaren
oder. seither nach einem pestatigtell Sttllinplan ?der mit

· Zustimmung des Oberkirchenrates angestellt worden sind 
oderwerden. Die vondcn Kufbgeme�,��e11 L�>übcrnch­
menden Anteile von 5 v.H. der-flersonal.RClste'n werden pau- · 
schaliert unter Zugrnndelegung eines Dt1ichschnittswer-
tes der jeweiligen Berufsgruppe: 

(2) Die nach § 3 des Finanziertmgsgesetzes von den
Kirchgemeinden Zll übernehmenden Besoldungsanteile
betragen für das Rechnungsjahr. 1997 5 y.H. de.�,)3rntt9-
Dienstbezüge. Die Anteile werden pausphi!liert unter Zu-
grnndelegung eines Durchschnittswertes. · ·· ·

§3

Die Kirchgemeinden erhalten Kirchensteueranteil ein Höhe 
von 7 v.H. des Kirchensteueraufkommens 1997. Die ein­. zeine Kirchgemeinde erhält darnn eirien , Ariteil 
(Kirchensteuerzuweisung) nach dem Verh;jjtnis ihrer 
Oeqieindegliederzahl zu der Gemeindegliede�ahJ in der 

.. LaQ_deskircfie. Die Gemeindegliederzahlen werden. 1,1ach 
deitgem� § 10 des Kirchengesetzes über die Kirchen­

. mitgliedschaft vom 4. Noyember 199() (KABI.1991 S.3) 
· zij,..führend�h Gemeindegliederverzeichnissen bestimmt.·
.Oilv.H. des Aufkommens füeßen in einen fürteausglcichs­
•f:onds, aus, dem Kirchgemeinden auf Antrag .Unterstützun­
.. geillrhaltfn können .. 

§ 4
(1) Die örtlichenBaukassen erhalten Zuweisungen aus

den Erträgen von dem in den Vereinigten Vermögens­
haushalten verwalteten Vermögen der örtlichen Kirchen 
(herkömmliche Kircheq- und Pfründenvermögen) als An­
teile zur Erhaltung der Kirchen und Pfarrhäuser. 

(2) Die Zuweisungenfür die Kirchen betragen für die
einzelnen Baukassen 20 v.H. der Erträge der zum Gebiet 
der betreffenden Kirchgemeinde gehören�en örtlichen Kir­
chen. 

(3) Die Zuweisungen für die Pfarrhäuser betragen ins­
gesamt 50 v.H_der Gesalllterträge aller örtlichen Kirchen_ . 
Sie werden auf die einzelnen Baukassen nach dem Bestand 
der Pfarrhäuser umgelegt. Als Pfarrhäuser gelten dabei 
Wohngebäude, in denen mindestens eine freie Dienstwoh­
nung nach den Bestimmungen des Kirchlichen Besoldungs­
gesetzes zur Verfügung steht. 

(4) Die verbleibenden 30 v.H. der Gesamterträge aus
dem Vermögen der örtlichen Kirchen werden als Anteil 
zur Dec:kung der Personalkosten für die Pastorinnen und 
Pastoren im Dienst der· Kirchgemeinden im landes­
kirchlichen Haushalt vereinnahmt. 

(5) Bei Erträgen aus der Verpachtung landwirtschaftli-
eher Betriebe ist vor der Berechnung nach den Absätzen l 
15is 4 ein Anteil von lO v.H. der Brutto-Pachteinnahmen 
einer Rücklage zuzuführen, die bei der jeweiligen Kirchen­
kreisven, ,tltung geführt wird. 

(6) Die Einnahmen aus der Verpachtung von restituier0 

ten Flächen und aus Zinsen für Verkaufserlöse dieser Flä­
chen (gern. Art. 21 Abs. 3 Einigungsvertrag i.V.m. § 11' 
Abs. 2 Vermögenszuordnungsgesetz und·§ 13 Abs.· 2 
Verinögenszuordnungsgesetz) we{den einem Fonds zuge- __ ._}.:�_.,_:;,_,�:führt. Oieser Fonds wird bei' der\Landeskirche geführt un_dC' 
für die Persoinl-und Sachkosten des Referates Erbpacht..' 

. ländereien mit ver-,vendeL 

§5
( 1) Die Landeskirche kann Kredite zurUnters .

von Bauvorhaben in der Landeskirche und.�r 1<'.i_ 
rufig von Bauvor_haben an der Landeskirche 'gehöre 
Gebauden bis zu einer Gesamtkreditsumme von 2. Mil1fl3'
nen DM in:i. RecbnungsjahraufnehpI�n. Über,di�,•;;c,st · · 
aufnahme entscheidet' der Oberkirch�nrat. Davo , . . , . 

'tf �i;-�i:,- ':; ·� 
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nicht mehr als I Million DM für landeskirchliche Gebäu­
de eingesetzt werden. 

(2) Der Oberkirchenrat kann kirchenaufsichtliche Ge­
nehmigungen erteilen zur Kreditaufnahme durch Kirch­
gemeinden für die Finan;:iernng von Bamorhaben bis zu 
einer Gesamtkreditsumme \Oll 5 Millionen Dl\1 im Rech­
nungsjahr. 

(3) Die Landeskirche kann Bürgschaften zur Sichernng
von Krediten von Kirchgememden und \On kirchlichen 
Werken zur Finanzienmg \On Bauvorhaben bis zu einer 
Gesamtkreditsumme von -1- \1illionen Dl\1 im Rechnungs­
Jahr leisten lber die Bür!,'.schaftslcistung en1'cl1eidet der 
Oberkirchenrat. 

(4) In Ausnahmefällen kann die Landeskirche ohne die
Zweckbindung nach Absatz 1 bis 3 kurzfristige Kredite 
(Laufzeit nicht über ein fahr) aufnehmen oder Bürgschaf­
ten leisten. \\enn dadurch die Obcrgrcn;:e der Gcsamt­
\Crschuldu11g llll Rcclrntlll!,'.SJahr, wie sie sich aus den Ab­
sätzen l bis 3 ergibt. nicht überschritten wird. Bei Bürg­
schaften gilt die Obergrenze der Gesamtverschuldung nicht. 
\venn in geeigneter Weise sichergestellt ist. daß sich die 
Landeskirche im Falle des Ausfalles des Hauptschuldners 
ans dessen Grundstücken befriedigen kann. 

(5) Außerhalb des Gesamtkreditrahmens nach den Ab­
sätzen l und 2 können Kredite aufgenommen oder geneh­
migt werden für Bauvorhaben an Wohngebäuden, wenn 
1. für das betreffende Gebäude eine eigene Rechnung ge­
führt \Vird und
2. gcw:ilnlc1stct ist. dan /inscn und Tilgung 111 voller Höhe
aus deu einkommenden Mieten unter Berücksichtigung der
sonstigen Ausgaben für das Gebäude gedeckt werden kön­
nen, ohne daß ein ZuschuHbedarf entsteht.

Bcstimmungl'.n des Kirchengesetzes über die Finanzierung 

Einzclplanzusarnrnenstellung Ordentlicher Haushalt 

1<:innahmcn 

1 

Ergebnis 1995 Ansatz 1996 Ansatz 1997 Einzelplan 
-· 

der kirchlichen Arbeit in der E\angclisch-Luthcrischcn 
Landeskirche Mecklenburgs vom 2 5. Oktober 1987 (KABI 
S 93), die den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes ent­
gegenstehen, sind für das Rechnungsjahr 1997 nicht anzu­
wenden. 

§7

Der Oberkirchenrat kann etwaige zur Durchführnng die­
ses Kirchengeset;:es erforderliche Bestimmungen erl:1ssen. 
Für den Fall. dan der Haushaltsplan für das Rechnungs­
Jahr 1998 nicht \ or dem 1. Januar 1998 von der Landes­
synode genehmigt sein sollte, kann der Oberkirchenrat bis 
zu solcher Genehmigung die auf gesetzlichen oder sonsti­
gen rechtlichen Verpflichtungen bernhenden und die sonst 
notwendigen und unaufschiebbaren Ausgaben des neuen 
Rechnungsjahres gcmäH dem Haushaltsplan für das Rech­
nungsjahr 1997 leisten.jedoch nicht über 25 v.H. der Jahrl'.s­
ansätze hinaus: nur in ganz besonderen und als solche aus­
drücklich zu bescheinigenden Ausnahmefällen kann der 
Oberkirchenrat bis zu 100 v.H. dieser Ansätze anweisen. 

Die Landessynode hat das vorstehende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird. 

Schwerin, den 17 November 1996 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 
Beste 
Landesbischof 

Ausgaben 
·-'"-- ---- -

Ansatz 1997 Ansatz l 996 \ Ergebnis 1995 
1 

11 892.296,69 l 1.159.324 : 13.586.354 0 Allgememe kirchliche Dienste 44.465.694 1 44.148.404 1 45.663.482,04 
220.127.26 373.000 1 586.000 i Besondere kirchliche Dienste 3.565.500 3.490.000 3 .160. 916,00 
139.580,29 ! 622.000 2 Diakonie/kirchL Sozialarbeit 3.127.000 3.186.000 l.386.702.97474.000 

0,00 138.000 147.000 3 Gesamtkirchliche Aufgaben, 1.603.300 1.303.406 l.049.932,60
Ökumene, Weltmission 

223.939.03 200.000 220.000 4 Öffentlichkeitsarbeit 798.000 703.500 812.331.21 
202.110,00 265.000 255.000 5 Bildungswesen;Wissenschaft 942.000 

1 

1.051.600 1. 067. 008.41
2.282.903.51 1.943.000 

1 

2.022.100 7 Rechtsetzg./Leitg./Verw. 12.618.800 12.898 900 i 13 .691.838,09 
9ll7.173.04 902.500 867.000 8 Verwaltg. Finanzvennögen! l .388.000

1 

2.111.130 1.365.463,93 

1 

Sondervennögen i 

70.218.397,73 68.06.106 i 65.395.445 9 Allgem. Finanzwirtschaft 15.192.305 1 14,626.990 17.888.852,30 
1 1 

86.086.527.55 83.519.930 83.700.899 Summe Gesamt 83.700.899 
1 

1. 83.519.930 ! 86.086.527.55 
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670.02(97)/14-4 

Durchführungsbestimmung 
zum Kirchengesetz vom 17. November 1996 

über den Haushaltsplan 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 

für das Rechnungsjahr 1997 

Gemäß § 7 des Kirchengesetzes \'Om 17.November 1996 
über den Haushaltsplan der E\'angelisch-Lutherischen 
Landeskirche Mecklenburgs für das Rechnungsjahr 1997 
erläfü der Oberkirchenrat folgende Durchführungsbestim­
mung: 
l .Die gemäß § 2 Abs. 1 des Kirchengesetzes von den Knch­
geme\nden zu übernehmenden Anteile von 5 v.H. der Per­
sonalkosten werden für das Rechnungsjahr 1997 als
Jahresbetrag pauschal \\ 1e folgt festgesetzt:
Kirchenmusiker A 3900 DM 
Kirchenmusiker B 2600 DM 
Katecheten 2900 D,vl 
Küster (hauptamtlich) 2000 DM 
Diakone 2800 DM 
Gemeindepädagogen 1000 DM. 
Hat das ArbeitsYerhältnis weniger als 12 Kalendermonate 
bestanden. verringert sich der Pauschalbetrag entsprechend. 
Für teilbeschäftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wer-

211.03/3 

den die Pauschalbeträge entsprechend dem Beschfübgungs­
umfang berechnet. 

2.Die gemäß § 2 Abs. 2 des Kirchengesetzes von den Kirch-
i gemeinden zu übernehmenden Besoldungsanteile von

5 v.H. der Dienstbezüge werden für Pastoren für das Rech­
nungsjahr 1997 als Jahresbetrag pauschal auf 3 800 DM
festgesetzt.
Hat das Dienst.crh;iltnis \\c11iger als 12 Kalencknnonate

1 
bestanden. verringert sich der Pauschalbetrag entsprechend.
Bei Teildienst\'erhältnisscn \\ird der Pauschalbetrag ent­
sprechend anteilmäßig berechnet.

Schwerin. den 3 .Dezember 1996 

Der Oberkirchenrat 
Dr. Schwerin 

Kirchengesetz 
vom 17. November 1996 

über die Einführung der Teile 1 bis 5 des Bandes III der Agende 
für evangelisch-lutherische Kirchen und Gemeinden 

in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 

§ 1

( 11 Die \Oll der Vereinigten EYangel1sch-Lutherischen 
Kirche Deutschlands herausgegebenen und neu bearbeite­
ten Teilbande 1 bis 5 von Agende III für evangelisch-lu­
therische Kirchen und Gemeinden (Teil 1: "Die Taufe". 
Teil 2: "Die Trauung". Teil 3: "Die Beichte". Teil -1: "Dienst 
an Kranken". Teil 5: "Die Bestattung") werden zum 1. Ad­
vent 1996 in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Mecklenburgs als landeskirchliche Agende eingeführt. 

(2) Die in den Teilbänden l bis 5 \'Oll Agende III ent­
haltenen Ordnungen treten an die Stelle der bislang gel­
tenden entsprechenden Teile der Agende III aus dem Jahr 
1%4 

§2
Der Oberkirchenrat gibt erforderliche Hinweise und An­
leitungen für den Gebrauch der Teilb;iude I bis 5 von Agen­
de lll in den Gemeinden der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Mecklenburgs. 

§3

( 1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Dezember 1996 in
Kraft. 

(2) Gleich1.eitig tritt das Kirchengesetz vom 3. April
1%4 über die Einführung des dritten Bandes der Agende 
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für evangelisch-lutherische Kirchen und Gemeinden in der 
E\angclisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 
(KABI S.39). soweit es die Ordnungen der Teilbände I bis 
5 , on Agende III betrifft, außer Kraft. 

Die Landessynode hat das rnrstehende Kirchengesetz be­
schlossen. das damit verkündet wird 

Schwerin. 17. No\crnber 19% 

Der Vorsiliende der Kirchenleitung 

ßeste 
Landesbischof 

.Zum Kirchengesetz vom 17 November 1996 über die Ern­
führung der Teile l bis 5 des Bandes III der Agende für 
c, angclisch-lutherische Krn.:hen und Gememdcn i11 der 
E\ angelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs gibt 
der Oberkirchenrat in Ausführung, on � 2 dieses Kirchen­
geselies die folgenden Hi1meise 

Schwerin. 19. November 1996 

Der Oberkirchenrat 
Fh1de 

Insgesamt wird darauf hingewiesen. daß die jeweiligen 
Erläutenmgcn zu den einzelnen Handlungen und Hinwei­
st: 1:um Gebrauch in den Teilbänden ,on Agende lI1 Vor­
schläge und Anweisungen enthalten. die der Aufmerksam­
keit und Beachtung empfohlen werden Sie geben wesent­
liche Hilfestellungen für die Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Handlungen. 

Darüberhinaus ist auf folgendes zu achten: 

Teil 1: "Die Taufe" 
1.1. Die Taufordnungen bieten vielfältige Gestaltungsmög­
lichkeiten, die den unterschiedlichen Situationen und den 
daraus abgeleiteten Erfordernissen gerecht werden möch­
ten. Die Ordnungen laden selbst dazu ein. weitere Varian­
ten zu entdecken und umzusetzen. Angesichts dessen ist 
aber zu unterstreichen, daß es sich immer um die eine Tau­

fe handelt. die uns zu Gliedern an dem einen Leib Christi 
macht (Teilband l S. 10). Besonders wird deshalb auf die 
verbindlichen Kernstücke der Taufe hingewiesen (Teil-

band l S 12). die zu einer gültigen Taufe notwendig sind. 
Es ist "wichtig. daß bei aller Beweglichkeit der sonstigen 
Stücke am Wortlaut des Handlungskerns genau fcstgd1al­

ten wird. Darum sind diese Formulierungen verbindlich." 
(S 13) 

1.2. Bei der Taufäandlung soll Wasser reichlich f1teßen, 
um das Eintauchen in das Bad des neuen Lebens deutlich 
werden zu lassen. Ein nur Befeuchten oder Benetzen der 
Stirn des Täuflings genügt für eine auch ökumenisch aner­
kannte Taufe nicht. 
1 3 Einige Sonntage bzw Feste im Laufe des Kirchenjah­
res können als Taufgelegenheiten hervorgehoben und ge­
nutzt werden: Osterna.;;ht Ostermorgen. Quasimodogeniti, 
(1 Sonntag nach Trinitatis und Epiphanias lnw. 1 Sonn­
tag nach Epiphanias. Sie sind auch für besondere Einla­
dungen zu Taufgedächtnisgottesdiensten geeignet. 
1.-1-. Die neue Taufagende hat neu das Ged:1cht11is der Tau­
fe bei einer Erwachsenentaufe aufgenommen (S. 126 m1d 
S 155). Diese Möglichkeit zu nutzen. dürfte im Rahmen 
des konfirmierenden Handelns der Kirche besonders smn­
rnll sein: Verwandte. Freunde und Bekannte des Täuflings 
werden auf ihren eigenen Bezug zur Taufe und damit zur 
Gemeinschaft der Kirche angesprochen. 
1.5. Was eine "Taufe in Notfällen" (Teilband l S 202 ff.) 
ist und was zu ihr gehört. sollten Gemeindeglieder m der 
Konfirmandenze1t bzw. bei der Vorbereitung auf die eige­
ne Taufe als Erwachsene erfahren. Die entsprechende Ord­
nung im Evangelischen Gesangbuch (Nr. 810 S.1318 ff) 

sollte bekannt sein. Es sollte auf sie bei passenden Gele­
genheiten hingewiesen werden (z B in Gemeindekreisen. 
an Bibelabenden. bei Seminaren. ,or allem. wenn es dabei 
um Themen wie Taufe. aber auch Krankheit. Tod und Ster­

ben von jungen Menschen usw. geht). 
Auch sollten die Gemeindeglieder danun wissen. daß eine 
solche Taufe durch eine "Danksagung" (Teilband I S 201 
ff) im Gottesdienst bekanntgegeben und in der Fürbitte 
aufgenommen wird. 

Teil 2: "Die Trauung" 

2.1. Es emspricht kirchlicher Lebensordnung, Trauungen 

nicht in der Passionszeit vorzunehmen. Läßt sich dies in 
Einzelfällen nicht durchhalten. sollte auf jeden Fall die Zeit 
ab Judika bis einschliefüich Karsamstag als stille Zeit nicht 
für Trauungen infragekommen. 
2.2. Bei der Ordnung der kirchlichen Trauung für 
konfessionsverschiedene Paare (Teilband 2 S. 89 bis 122) 
ist nach der 1995 erschienenen Fassung zu verfahren. Bei 

einem künftigen Nachdruck der Trauagende wird diese 

Fassung aufgenommen werden. 

Teil 3: "Die Beichte" 
3 .1. Um die Beichte wiederzugewinnen, empfiehlt es sich. 
zu besonderen Beichtgottesdiensten einzuladen. die the­
matisch und in ihrer Ausgestaltung unterschiedlich geprägt 
sein können. Es bieten sich dafür folgende Tage an: Ascher-
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�ttwoch, Gründonnerstag, Karfreitag, Vorabend der Kon­
firmation, iL Sonntag nach Trinitatis und Bußtag. 
:3,2. Hingewiesen wird auf Evangelisches Kirchen­

igesangbuoh Nr. 707 und 708: Der Abdruck dieser Stücke 
im Gesangbuch macht ein Mitlesen bz,v. Mitsprechen der 
Texte durch die Beichtenden möglich. Zur Vorbereitung 
auf die Beichte sind besonders die Stücke im Evangeli­

. sehen Gesangbuch Nr. 885 und 886 geeignet. 

Teil 4: "Dienst an Kranken" 

4. 1. Es wird besonders darauf aufmerksam gemacht, daß
dieser Teil von Agende III auch für die Hand von Ehren­
amtlichen, Besuchsgruppen usw. sehr hilfreich sein kann.
Es ist dann erforderlich, daß diese Mitarbeiterinnen und
Mitar_beiter auf das Buch hingewiesen werden und für sei­
nen Gebrauch Anleitung durch Pastorinnen und Pastoren
erhalten. In diesen Zusammenhang gehören auch die ent­
sprechenden Stücke des Evangelischen Gesangbuches
(Nr. 871 bis 875), die in der Gemeinde bekannt sein solJ­
ten, damit sie für den Besuc4 bei Kranken zur Verfügung
stehen.
4.2. Es ist ein besonderer Trost, wenn Schwerkranke in
ihren letzten Stunden nicht alleingelassen werden. Dabei
ist immer. wieder daran zu erinnern, daß das Gehör zu­
gesprochene Worte selbst dann noch wahrnehmen kann,

402.00/61 

wenn die anderen Sinnesorgane ihren Dienst längst versa­
gen. Die Anwesenheit und der Beistand mit guten Worten 
aus der Bibel, aus Liedversen und Gebeten haben hier eine 
wichtige Funktion. 

Teil 5: "Die Bestattung" 

5.1. In den einführenden Erläuterungen des Teilbandes 5 
wird ausgeführt, daß jeder Gottesdienst zur Bestattung ein 
besonderer Gottesdienst und zugleich ein Gemeinde­
gottesdienst sei (S. 12). 
Darüberhinaus stellt der Gottesdienst zur Bestattung in al­
ler Regel auch ei_ne Nahtstelle zwischen Kirche und Öf­
fentlichkeit dar. Viele Menschen erleben die Kirche fast 
nur ltjer. Inhalt und Glaubv,iirdigkeit der Verkündigung 
werden von der Öffentlichkeit vielfach nur in dieser Situa­
tion kritisch, dankbar oder auch unreflektiert wahrgenom­
men. Die Vorbereitung auf einen Gottesdienst zur Bestat­
tung bedarf deshalb besonderer Sorgfalt. 
5.2. Die Ausführungen zur Frage der Bestattung aus der 
Kirche Ausgetretener (Teilband 5 S. 15 ff) werden unter­
strichen. Sowohl de� Grundsatz, daß aus der Kirche Aus­
getretene nicht kirchlich bestattet werden, wie auch die 
Verfahrensweise für besondere Ausnahmefälle haben für 
unsere Landeskirche Gültigkeit. 

Kirchengesetz 
zur Änderung des Kfrchengesetzes 

vom 31. Oktober 1993 zur Einführung und Anwendung 
des Pfarrergesetzes und des Kirchenbeamtengesetzes 

der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
vom 17. November 1996 

§ 1

Das Kirchengesetz vom 31. Oktober 1993 zur Ei��g 
und• Anwendung des Pfärrergesetzes und des ·Kitch�n­
b,�iifü:ngesetzes der \ereinigten Evangelisch-Lutherischen 
Kit�e"beutschlands (KABl 1994 S.4) wird wie folgt ge-
ari\lat:. 

;. �.\:;-07 .. . ' 

_;;1';\���I:,���•:·:;,,.:,:"_::, ,,/ r ' 
• • 

• 

• 

• 

.. ... · •'.li,4;'.Jlfil:i§§;W�rc!.e1:nedaktionell an die Numerierung der§§ 
' '1' .:.-.1• • .. ;:� �i'« ½ +'if..,t,.·-� '."'.':-iJ, -:{'''\ , ·" 1, " :· .' . • • • 

des l">;trufetgesetzesvom 17. Oktober 1995 (ABI VEL,KD 
&41SYI S,274J lind des Kirchenbeamtengesetzes vom 
· r1.tptober 1995 (ABI VELKD Bd. VI S. 292) angepaßt
2. DieAmvendungsbestirrrrnung zu § 12 PfG wird wie folgt
''iri��Jgi� ... '' •··· \,;;·'jJ1�f ,' . . 
:. "Qlej��· r:büngsfähigkeit wird auf Antrag vom Oberkir­
chenrat verliehen; II.·· 

3 0Es wird eine Anwendungsbestimmung zu § 16 Abs: 7 

PfG mit folgendem Wortlaut eingefügt: 
"Zeiten eines Erziehungsurlaubs nach§ 72 und Zeiten ei-
ner Freistellung vom. Dienst aus familiären Gründen nach. 
§ 93 werden auf die Probedienstzeit nicht angerechnet. Die
Vorschriften über die Entlassung aus dem Dienstverhält-
nis auf Probe bleiben unberührt."
4. Satz 3 der Anwendungsbestimmung zu§ 37 PfG erhält
folgende neue Fassung:· 
'.'Eine allgemeinkirchliche Aufgabe wird in der Regel für 
die Dauer von 8 Jahren übertragen. I' 
5.Es wird eine Anwendungsbesµmmung zii § 106 Abs. 2
PfG mit folgendem Wortlaut eingefügt:
"Für die Berechnung der Wartezeit si.nd �ie für die Beam­
ten des Landes Mecklenburg-Vorpommern geltenden Be-
stimmungen entsprechend anzuwenden."
6. Es wird eine Anwendungsbestimmung zu § 31 Abs. 2
KbG mit folgendem Wortlaut eingefügt: 
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"Für die Berechnung der Wartezeit sind die für die Beam­
ten des Landes Mecklenburg-Vorpommern geltenden Be­
stimmungen entsprechend anzuwenden." 
7 In der Übergangsbestimmung zu § 104 Abs. 1 PfG wird 
d;is Datum ''3 l .12 1996" durch das Datum "11. l 2.1999" 
ersetzt. 
8. Es wird eine neue Schlußbestimmung mit folgendem
Wortlaut aufgenommen:
"Personen und Funktionsbezeichnungen in diesem Kirchen­
gesetz gelten jeweils in der weiblichen und männlichen
Form"

§2

Dieses Knchengesetz tritt am 1. De1ember l ')% in Kraft 

Die Landessynode hat das vorstehende Kirchengesetz be­
schlossen. das hiermit verkündet wird. 

Schwerin. den l7. November 1996 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 
Beste 
Landesbischof 

Beschlüsse der 6. Tagung der VII. Landessynode 

vom 14. - 17. November 1996 

Beschluß XII/6-6 

Beschlull zur Lage der bosnischen Fliichtlinge 

Die Landessynode sieht mit großer Sorge der Rückkehr der 
in Mecklenburg-Vorpommern lebenden ca. 1200 bosnischen 
Flüchtlinge entgegen. 

In dem Beschluß der Innenminister und -senatoren der 
Länder vom 19. September l 996 wird festgestellt, "daß 
davon ausgegangen werden kann. daß Flüchtlingen aus 
Bosnien-Herzegowina die Möglichkeit der freiwilligen 
Rückkehr offensteht". 
Dic;se Aussage unterstellt die Möglichkeit, daß Jede Fami­
lie sowie Einzelne ohne allzugroße Schwierigkeiten wie­
der dorthin zurückkehren können. woher sie nach Kriegs­
ausbruch getlohen sind. Wen über z,,ei Drittel aller bosni­
schen Flüchtlinge in Mecklenburg-Vorpommern kommen 
jedoch aus dem Teil des Landes. der nach dem Da11oner 
Fncdrnsabkommen von Serben regiert wird. Eine Rück-

Beschluß XII/6-14 

Beschlull 
zur Einführung einer kirchlichen Zusatzversorgung 

Die Landessynode ermächtigt die Kirchenleitung. im Hin­
blick auf die Einführung der kirchlichen Zusatzversorgung 
für privatrechtlich beschäftigte Mitarbeiter zum 1. Januar 
1997 die notwendigen Regelungen zu treffen. Erforderlich 
werdende Kirchengesetze sind der Landessynode auf ihrer 
Frühjahrstagung 1997 zur Bestätigung vorzulegen. 

Rampe. den 17. November 1996 
Möhring 
Präses der Landessynode 

kehr in diese Teilrepublik Srpska ist unter den nach wie 
Yor lcbengefährdenden politischen Verhältrnssen rncht L.tt­

mutbar. Aber auch bei denen, die in das Förderationsgebiet 
zurückkehren sollen, muß zumindest gewährleistet sein. 
daß ihnen Obdach und Nahrung zur Verfügung stehen. 
Sollte das Innenministerium an der angekündigten Mög­
lichkeit festhalten, die bosnischen Flüchtlinge nach Termin­
überschre1 tu ng notfalls auch 1wa11gsweise ausztrnciscn. 
könnten menschliche Grundrechte massiv verletzt werden. 
Die Landessynode bittet den Innenminister deshalb ein­
dringlich. keine J\1aßnahmen einzuleiten, die Forderungen 
elementarer Menschlichkeit außer Kraft setzen. 
Solange eine gesicherte Rückkehr in ihre Heimat nicht 
gewährleistet werden kann. sollten diesen Flüchtlingen die 
bisher gegebenen Sozialhilfeleistungen nicht gekürzt wer­
den. 

Rampe, den 17. November 1996 
J\1öhring 
Präses der Landessynode 

Beschluß XII/6-15 

Beschluß 
zur Änderung des kirchlichen Besoldungsgesetzes 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt. unter Berücksichti­
gung des Gesetzes zur Reform des öffentlichen Dienst­
rechtes das kirchliche Besoldungsgesetz zu ändern. Gemäß 
§ 23 Leitungsgesetz wird dieses Kirchengesetz der Landes­
synode auf der Frühjahrstagung 1997 zur Entscheidung
vorgelegt.

Rampe, den 17. November 1996 
Möhring 
Präses der Landessynode 
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Beschl11r\ Xll/(,-7 

Beschluß zur sozialen Lage in Deutschland 

Die Srnode hat dankend den Kirchenleitungsbericht den 
Bericht \ 011 der EKD-S\ node und den Bericht des Diako­
nischen Werkes zur Kenntnis ge11omrnc11 In allen d1ci 
Berichten wird aus unterschiedlicher Sicht und in unter­
schiedlicher Intensität aber in großer Übereinstimmung 
vor dem Abbau des Sozialstaates gewarnt. 

In den Berichten heißt es 11ntcr andcrcni. daß 
- vor dem I lintcrgnmd sehr hoher Arbeitslosigkeit. die in
verschiedenen Regionen �ecklenburgs über 40 % liegt.
das Gespräch über die \\ irtschaftliche und soziale Lage
dringend weitergeführt werden muß (Bericht der Kirchen­
leitung)
- 111cht der Sonalstaat teuer ist_ sondern die Arbeitslosig­
keit Darum brauchen\\ 1r wirklich und llll\\iderruflich den
geme111samen Willen zur Lösung des Schlüsselproblems
Arbeitslosigkeit.
- der s011ale Ausgleich nicht mehr gc\\ i1hrleistct wird. \\enn
die\ cr;rndenmge11 um! Anpassungen des S(vialstaatcs \ nr
,illern 1.t1 Lasten der Cic:1111generdie11e11den. der Arbeitslo­
sen und Sozialhilfeempfänger gehen.
- der zutreffende Grnndsatz. daß Leistung sich im wirt­
schaftlichen Bereich lohnen muß. nicht dafür herhalten
kann. Besserverdicnende von ihren Re1tr'.igcn zum S07ta­

le11 Ausgleich 1.11 cntl:istcn (EKD-Bcncht)

Beschluß XII/6-12 

BcschluB 

zur Entlastung des Haushaltes 1994 

Der Kassenführung des Landeskirchlichen Haushaltes für 
das Jahr l l)93 einschließlich der Anlagenrechnungen ,,ird 
Entlastung erteilt. 
Den f\1it;1rbeiterinne11 und Mitarbeitern 1m Kassem\esc11 
und 1111 Rechnungsprufungsamt wird der Dank für die ge­
leistete Arbeit ausgesprochen. 

Rampe, den 17. November 1996 
Möhring 
Präses der Landessynode 

-der So1ialstaat Bundesrepublik Deutschland gcCihrdet ist.
ZurüekLt1führen ist das einerseits auf einen tiefgreifenden
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Umbruchprozeß,
andererseits auffalsche politische Weichenstelltmgen, durch
die Arbeitslosigkeit erhöht. Armut \'crgrößcrt. Branchen­
krisen und regionale Unglc1chgc\\lchte \'ersch:1rrt und so­
mit die Frna1v1crungsproblcmc des So1ialstaates /Ugespit1.t
werden.
- die Zukunft unserer Gesellschaft nur gestaltet werden
kann. wenn \Virtschafts- und Sozialpolitik in der Balance
gehalten \\erdc11.
- sich die ()u;ilit;it des Gen1c11mesens an der Sicherung
und Förderung der Schwachen entscheidet
- mit scheiternden und \'erdrossenen Menschen kein Staat
zu machen ist und daß nicht auf dem Rücken\ on Familien
und Kindern gespart werden darf (Diakoniebericht).

Die Svnodc macht sich die Aussagen aus den 13c11chte11 /.U 

eigen. Sie 1st beumuhigt über die gegenwärtig ablaufen­
den gesellschafüichen Prozesse. Sie fordert die politisch 
VerantwortJichen auf dem weiteren Abbau des Sozialstaates 
mit allen KrMten entgegennrnirken. 

Rampe, deu 17. November 1996 
Möhring 
P1 ;ises der Lmdess\ node 

Beschluß Xll/6-5 

Bc�d1luß 

zur Scclsorgt· an Soldaten 

Die Synode der Mecklenburgischen Landeskirche stimmt 
der innerkirchlichen Vereinbarung über die Seelsorge in 
der Bundeswehr und damit der Rahmenvereinbarung zu. 

Rampe. den 17 Nm ember l ')'!C, 
Möhring 
Präses der Landessynode 

Beschluß XII/6-18 

Beschluß 

zur künftigen Zusammensetzung der EKD-Synode 

Die Kirchenleitung wird gebeten. gegenüber dem Rat der 
EKD bis spätestens zur Tagung der 9. Synode 1999 eine 
Zusammensetzung vorzuschlagen. bei der die Landeskir­
che mindestens von 2 Personen vertreten wird. 

Rampe, den 17. November 1996 
Möhring 
Präses der Landessynode 
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24-t.05/85 
Nachfolgend veröffentlicht der Oberkirchenrat den Be­
schluß der Kirchenleitung vom 2. Non:mber 19% über die 
Ordnung für die E\angelische Arbeitsgemeinschaft für 
Erwachsenenbildung in der Evangelischen-Lutherischen 
Lrndcskirchc Mecklenburgs. 

Dr. Eckart Schwerin 
Obcrknchcnrat 

Ordnung 

vom 2. November 1996 
für die Evangelische Arbeitsgemeinschaft 

für Erwachsenenbildung 

in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 

Die Erwachsenenbildung in der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Mecklenburgs ist eiu Teil der Mitverantwor­
tung für Bildungsprozcssc im Land Mccklcnburg-\'or­
pommern. Sie trägt in der Verantwortung des christlichen 
Glaubens zur Sinn- und Werteorientierung in einer weit­
ge hcnd säkularisierten Gesellschaft wesentlich bei Zur 
Wahrnehmung dieser Aufgabe in partnerschaftlicher Zu­
sammenarbeit innerhalb der Landeskirche und mit dem 
Land ,vird eile Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Er­
wachsenenbildung in der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Mecklenburgs im Sinne des Kirchengesetzes 
vom H Oktober 1 'J76 über ehe landcskirchlichcn Werke 
(KABl 1976 S 59) eingerichtet. 

§ 1
Rechtsform, Zweck 

( J) Die Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Erwach­
senenbildung in der Evangelisch-Lutherischen Landeskir­
che Mecklenburgs ist ein rechtlich unsclbst;imligc� Werk 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 
im Sinne ,on � l des Kirchengesetzes vom 24. Oktober 
l 'J7(J übt.:r die lancleskirchlichen Werke ( KABL l '!76
S '.\9) mit emem selbständigen Haushalt.

(2) Die Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Erwach­
senenbildung dient der Förderung und Entwicklung der 
Erwachsenenbildung in Mecklenburg-Vorpommern. soweit 
es das Gebiet der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Mecklenburgs betrifft. 

(3) Die Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Erwach­
senenbildung ist eine Einrichtung der Weiterbildung, die 
in Zusammenarbeit mit kirchlichen Trägern von Erwach­
senenbildung (siehe § 3 dieser Ordnung) Veranstaltungen 
im Sinne des Weiterbildungsgesetzes für Mecklenburg-Vor­
ponunern vom 28. April 1994 verantwortet. Die Selbstän­
digkeit der einzelnen Einrichtungen bleibt darüber hinaus 
unberührt. 

( 4) Die Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Erwach­
senenbildung sollte Mitglied in der Deutschen Evangeli-

sehen Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung 
(DEAE) e V sein. 

§2
Aufgahcn 

Die Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenen­
b1 ldung hat insbesondere folgende Aulgaben 
1. Planung. Organisation. Durchführung und EYaluation
\On öffentlichen Bildungsveranstaltungen 1m Sinne des
\\'citerbildungsgesevcs für t\ kcklcnburg-Voqx1mrnern , om
28. April 1994 in Zusammenarbeit mit den ivfitgliedsein­
richtungen:
2. Kmucptc für Erwachsenenbildungsarbeit 1rn Bereich der
E, angelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs zu
erarbeiten:
, Aktivi@cn im Bereich der cvangclischt.:n Erwachsenen­
bildung anzuregen. zu fördern und zu koordinieren:
4. Fortbildung der Mitarbeiter in der Erwachsenenbildung:
5.dic Beratung des Obcrkirchcnratcs und der Kirchen­
leitung in Planungs- und Grundsatzfragen der Erwachse­
nenbildung

§3
Mitgliedseinrichtungen 

( 1) In der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für Er­
wachsenenbildung wirken zusammen: 
a) die Mecklenburgische Evangelische Akadamie:
b) das Theologisch-Pädagogische Institut:
c) das Amt für Gemeindedienst:
d) das Dia.konische Werk der Evangelisch-Lutherischen
Landeskirche Mecklenburgs e. V:
e) die Evangelische Frauenhilfe (Frauen- und Familien­
arbeit):
f) die Männerarbeit;
g) das Landesjugendpfarramt:
h) die Evangelische Erwachsenen- und Familienbildung
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im Kirchenkreis Güstrow 
Darüber hinaus_ wird eine Zusammenarbeit mit Kirchge­
meinden angestrebt. 

(2) Über die Aufnahme weiterer Träger in die Evange­
lische Arbeitsgemeinschaft für Envachsenenbildung ent­
scheidet auf schriftlichen Antrag die Delegiertenversamm­
lung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebe­
nen gültigen Stimmen. Der Aufnahmebeschluß bedarf der 
Bestätigung durch den Oberkirchenrat. , . 

(3) Über den Ausschluß von nach Absatz.2 Aufgenom­
menen entscheidet die Delegiertenversammlung mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen-gültigen Stim­
men. Der Beschluß bedarf der Bestätigung durch den Ober­
kirchenrat. 

( 4) Die Mitgliedschaft kann jeweils zum Jahresende
unter Einhaltung einer Frist von zwei Monaten durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand beendet 
werden. 

§4
Organe 

Organe der Arbeitsgemeinschaft für Envachsenenbildung 
sind: 
1. · die Delegiertenversammlung,
2. der Vorstand.

§5
Delegiertenversammlung 

( 1) Die Delegiertenversammlung setzt sich zusammen
aus je einem Delegierten der Mitgliedseinrichtungen nach 
§ 3 Abs. 1. Der zuständige Dezernent des Oberkirchenra­
tes und ein Vertreter einer evangelischen Ausbildungsstät­
te, die auch für Aufgaben der Envachsenenbildung ausbil­
det, gehören der Delegierteiiversammlung mit beratender
Stimme an.

(2) Die Mitglieder der Delegiertenversammlung wer-
. den jeweils für- die D�uer von sechs Jahren gewählt. Wie­
derwahl ist zulässig. Fü� die Mitglieder der Delegierten­
versammlung wird jeweils ein Stellvertreter benannt, der 
im Verhinderungsfall eintritt. 

(3) Die Delegiertenversammlung tritt mindestens ein­
mal im Jahr zusaIIimen. Sie wird unter Angabe der Tages­
ordnung mit einer Frist von vier Wochen vom Vorstand 
schriftlich einberufen. Die Delegiertenversammlmig muß 
außerdem einberufen werden, wenn ein Fünftel ihrer Mit­
glieder dies verlangt.• 

(4) Die Delegiertenversammlung ist beschlußfähig,
wenn mehr als die Hälfte ihrer stimmberechtigten Mitglie­
der anwesend ist. 

{5) Soweit nichts anderes bestimmt ist, beschließt die 
Delegiertenversammlung mit einfacher Mehrheit der ab-

gegebenen gültigen Stimmen. Stimmenthaltungen zählen 
nicht als abgegebene Stimmen. 

§6
Aufgaben der Delegicrtcnvcrsammluog 

Die Delegiertenversammlung hat insbesondere folgende 
Al.lfgaben: 
1. die Beratung und Beschlußfassung über grundsätzliche
und konzeptionelle Fragen im Rahmen der Aufgaben nach
§ 2;
2. die Erarbeitung von Grundsätzen und Richtlinien, nach
denen die in § 2 genannten Aufgaben wahrgenommen
werden sollen;
3. die Abstimmung gfimeinsamer Positionen zur Beratung
der Kirchenleitung nach § 2 Nr. 5;
4. die Entscheidung über die Aufnahme oder den Ausschluß
von Mitgliedern nach § 3 Abs. 2 und 3;
5. die Wahl von vier Mitgliedern des Vorstandes aus ihrer
Mitte;
6. die Beschlußfassung über die Venvendung der Mittel;
7. die Feststellung des Wirtschaftsplanes, die Entgegen­
nahme der Jahresrechnung und die Entlastung des Vor­
standes.

§ 7
Vorstand 

( l) Der Vorstand besteht aus:
l. dem Vorsitzenden und dem stellvertretenden Vorsitzen­
den,
2. zwei weiteren Mitgliedern.
Der zuständige Dezernent des Oberkirchenrates und der
Leiter der Geschäftsstelle gehören dem Vorstand mit bera­
tender Stimme an.

(2) Die Mitglieder nach Absatz l Satz l Nr. l und 2
werden von der Delegiertenversammlung auf die Dauer von 
drei Jahren gewählt. Dabei sollen die verschiedenen in der 
Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für Envachsenenbil­
dung vertretenen Bereiche berücksichtigt werden. Die Wie­
denvahl ist zulässig. 

(3) Der Vorstand tagt µiöglichst einmal im Vierteljahr .
Er wird von dem Vor�itzendeil mit einer Frist von einer 
Woche schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einbe­
rufen. Er niuß außerdem einberufen werden, wenn die Hälf­
te seiner. Mitglieder oder die beratenden Mitglieder nach 
Absatz l Satz 2 je allein dies unter Angabe von Gründen 
verlangen._· 

(4) Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn mindestens
die Hälfte seiner Mitglieder, unter ihnen der Vorsitzende 
oder der stellvertretende Vorsitzende, anwesend ist. Der 
Vorstand beschließt, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 
Stimmenthaltungen zählen nicht als abgegebene Stimmen. 

(5) Der Leiter der Geschäftsstelle nimmt an den Sit­
zungen des Vorstandes mit beratender Sti�e teil. 
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§8

Aufgaben des Vorstandes 

Der Vorstand nimmt insbesondere folgende Aufgaben wahr: 
l die Wahl des Vorsitzenden und des stellvertretenden

VorsitLenden aus serner Mitte:

2. die Vertretung in der Deutschen Evangelischen Arbeits­

gemeinschaft für Erwachsenenbildung e. V:
3. die Vorbereitung und Leitung der Delegiertenversamm­
lung:

4. die Ausführung der Beschlüsse der Delegiertenversamm­

lung,
S. die Wahrnehmung der Aufgaben der Evangelischen Ar­

beitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung nach§ 2:

6. die ordimngsgemäße Kassen- und VermögenS\erwaltung:
7. die Mitwirkung an der Berufung des Leiters der Ge­

schäftsstelle nach § 9 Abs 2 Satz 1:
8. die Einstellung von haupt- oder nebenbemflichen Mit­
arbeitern der Geschäftsstelle im Rahmen des genehmigten

Stcl lenplanes:
9. die Aufsicht über Mitarbeiter der Geschäftsstelle.
Der Vorstand entscheidet soweit erforderlich. über eine

gesonderte Wahrnehmung der Aufgaben nach § 2 gegen­

über dem Land Mecklenburg-Vorpommern.

§9
Geschäftsstelle 

( 1) Die laufenden Geschäfte der Evangelischen Arbeits-

gemeinschaft für Erwachsenenbildung werden von der Ge­
schäftsstelle im Auftrag und nach Maßgabe der Beschlüs­
se des Vorstandes ,rnhrgenommen. 

(2) Der Leiter der Geschäftsstelle wird vom Oberkir­
chenrat im Einvernehmen mit dem Vorstand bernfen Er 

· ist für die Mittelbewirtschaftung nach Maßgabe der gesetL­

lichen Bestimmungen und der Beschlüsse von Vorstand und
Delegiertenversammlung zuständig Dam gehört auch die
Erstellung des Wirtschaftsplanes und der Jahresrechnung.

§ 10
Gleichstellungsklausel 

Personen- und FunktionsbeLeichnungen gelten jeweils in 
der weiblichen und männlichen Form. 

§ 11
lnkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am 2. November in Kraft. 

Schwerin. den 2. November 1996 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Beste 

Landesbischof 
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Stellenausschreibungen 

-+208-20/2 
Die Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Neubukow wird gern. 
� 1 des Kirchengesetzes\ 0111 30. NO\ ember 1969 über die 
Übertr;igung der Pfarrstellen in der E\ angclisch-Luthcn­
schcn Landeskirche t\lecklenburgs ;:ur \\'iedcrbesetLUng 
durch Wahl des Kirchgemeinderates ausgeschrieben. 
Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. Dezember 
1996 bestimmt worden. Bewerbungen sind ;:u richten an 
den Oberkirchenrat. Postfach O 11 om. i ')U i O Schwenn. 
/U ric l; tc 11. 

Sclmerin. den 29. NO\ember 1996 
Beste 
Landesbischof 

1207-211/3 

Die Pfarrstelle I an der Pfarrkirche zu Güstrow wird gern. 
§ 3 des Kirchengesetzes \O m 30. NO\ember 1969 über die
Übertragung der Pfarrstellen in der Evangelisch-Lutheri­
schen Landeskirche t\1ccklenburgs zur Wiederbesetzung
durch Wahl des Kirchgemeinderates ausgeschrieben.
Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. Dc1.cmber
1996 bestimmt worden. Bewerbungen sind zu richten an
den Oberkirchenrat Postfach Ol l OOJ. 19010 Schwerin.
zu richten.

Selm erm. den 1. Dc;cmbcr l ')96 
Beste 
Landesbischof 

Personalien 

PA Beste. Hennann/-1--1-
Landessnperintendent Hermann Beste. Bad Doberan. ist 
durch die XII. Ordentliche Landessynode am 29. März 1996 
zum Landesbischof der EYangelisch-Lutherischen Landes­
kirche t\lccklenburgs ge,\;ihlt \\O rden. Er tritl dieses Amt 
am l Juli 199<> für den Zeitraum von /\Hilf Jahren an 

Schwerin, den 30. Juni 1996 
Möhring 
Präses der Landessynode 

PA Palmer. Ludwig/42-2 
Propst Ludwig Palmer, Neuburg, wird auf seinen Antrag 
vom 13. Mai 1996 gemäß§ 104 Abs. 2 des Pfarrergesetzes 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch­
lands vom 17. Oktober 1995 (ABI VELKD Bel VI S.274) 
mit Wirkung vom 1. Dezember 1996 vorzeitig in den Ru­
hestand versetzt. 

Schwerin, den 15. November 1996 
Beste 
Landesbischof 

PA Winklcr_ Sabinc/9-'i 
Die Kirchenoberinspektorin Sabine Winkler ist mit Wir­
kung vom 1 Januar 1997 zur Kirchenamtfrau ernannt 
worden. 

Sclmcrin. den')_ Dc;:cmber l ')9(1 

Der Oberkirchenrat 
Dr. Eckart Schwerin (i.V) 
Oberkirchenratspräsident 

PA Thicl. E\\ald/67 
Heirngerufcn ,nnde am 2-+. Oktober l 99ü im Alter von 
90 Jahren in Rostock Stadtmissionar i. R Ewald Thiel, der 
vom 1. Juni l 950 bis zum 30. Juni 1972 seinen aktiven 
Die11st in der Rostocker Stadtmission versehen hat. 

Schwerin. den rn. Oktober l 'J% 
Beste 
Landesbischof 

PA Hanm. Emst/61 
Heimgemfen wurde am 5. Nmember I')')() P:i'1or I R. E rnst 
Harms im Alter von 84 Jahren in Uelitz. Als Vikar begann 
er 1945 seinen Dienst in Dassow und wurde 1946 als Hilfs­
prediger mit dem Dienst in der Kirchgemeinde Kalkhorst 
beauftragt, die ihm 1948 als Pastor verliehen wurde. Von 
1952 bis 1971 war Pastor Harms in der Kirchgemeinde 
Tessin tätig und 1972 wechselte er nach Witzin, wo er dann 
1977 in den Ruhestand ging. 

Schwerin, den 8. November 1996 
Beste 
Landesbischof 

Christus spricht: ,,Ich bin die Auferstehung und das Le­

ben. Wer an mich glaubt, der wird leben, auch wenn er 
stirbt." Joh . 11, 25 




